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Bundesgerichtshof). Dies hat zur Konsequenz, daß Rechtsanwäl­
tinnen und Rechtsanwälte aus den fünf neuen Bundesländern dort 
nicht auftreten dürfen, während dies umgekehrt für die Berliner 
Kolleginnen und Kollegen bei den Kreisgerichten der fünf neuen 
Bundesländer zulässig ist.

Niederlassung von Rechtsanwälten aus den elf alten Bundeslän­
dern

Juristen aus dem Gebiet der elf alten Bundesländer, die die Vor­
aussetzungen der § 5 ff. DRiG erfüllen, haben die Möglichkeit, 
sich im Wege der Vollzulassung in den fünf neuen Bundesländern 
niederzulassen. Soweit sie aber bereits in einem der elf alten 
Bundesländer zugelassen sind, besteht für eine Niederlassung im 
Geltungsbereich des RAG keine Rechtsgrundlage mehr. Die АО 
über Büros außerhalb der DDR zugelassener Rechtsanwälte vom
17. April 1990 (GBl. I Nr. 25 S. 240) und die АО über die Tätigkeit 
in der Bundesrepublik zugelassener Rechtsanwälte in der DDR 
vom 7. Juni 1990 (GBl. I Nr. 42 S. 664) sind außer Kraft getreten.10  11  
Die bis zum 3.10.1990 eingegangenen, aber nicht beschiedenen 
Anträge müssen nach unserer Auffassung abgelehnt werden. Auf 
diese Fälle findet u.E. auch § 186 Abs. 1 RAG keine Anwendung, 
eine Bestimmung, die § 29 a BRAO entspricht. Wenn nach § 186 
Abs. 1 RAG ein „in einem Mitgliedstaat der Europäischen Ge­
meinschaft zugelassener Rechtsanwalt berechtigt ist, sich unter der 
Berufsbezeichnung des Herkunftsstaates und des internationalen 
Rechts im Geltungsbereich dieses Gesetzes niederzulassen“, dann 
trifft dies auf Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte aus dem Ge­
biet der alten elf Bundesländer seit dem 3.10.1990 nicht mehr zu.

Fachanwalt

Gern. § 15 RAG kann Rechtsanwälten, die sich über mehr als fünf 
Jahre spezielle Erfahrungen und Kenntnisse in der anwaltlichen 
Tätigkeit auf dem Gebiet des Arbeits-, Steuer-, Verwaltungs- oder 
Sozialrechts angeeignet haben, auf Antrag für maximal zwei der 
genannten Gebiete die Führung des entsprechenden Fachanwalts- 
Titels von der Rechtsanwaltskammer gestattet werden. Die ange­
kündigte Rechtsanordnung (§ 15 Abs. 2 RAG), die Einzelheiten 
über die Anforderungen und das Verfahren regeln sollte, wurde 
jedoch bis zum 3.10.1990 nicht mehr erlassen.

Die gesetzliche Regelung, die für das alte Bundesgebiet von der 
Anwaltschaft vermißt wird,11 und die noch vorzunehmen in dieser 
Legislaturperiode sich die Anwaltschaft von dem Gesetzgeber — 
wohl vergeblich - erhofft, gilt also für das Gebiet der fünf neuen 
Bundesländer. Fachanwalts-Titel werden u.E. jedoch auch dort von 
den Rechtsanwaltskammem nicht verliehen werden können, da die 
angekündigte Rechtsanordnung fehlt und damit die Anforderungen 
an den Nachweis der fünfjährigen speziellen Erfahrungen und 
Kenntnisse in den vier Rechtsgebieten gesetzlich nicht geregelt 
sind.

So gut und richtig es war, diese Bestimmung in das RAG 
aufzunehmen, so deutlich macht der vorstehende Hinweis, daß hier 
dringender Regelungsbedarf, jedenfalls für den Gesetzgeber der 
kommenden Legislaturperiode, nicht erst an deren Ende, sondern 
schon zu Beginn besteht, um diese Situation zu bereinigen. Viele 
Kolleginnen und Kollegen in den elf alten Bundesländern haben 
die erforderlichen speziellen Erfahrungen und Kenntnisse bereits 
erworben, können den Titel jedoch mangels gesetzlicher Grundlage 
nicht erhalten. Für diejenigen in den fünf neuen Bundesländern 
muß die Unsicherheit, ob die bisher erlangten Erfahrungen und 
Kennmisse ausreichend sind oder auf welchem Wege sie ergänzt 
bzw. überhaupt erlangt werden können, rasch beseitigt werden.

Formen anwaltlicher Tätigkeit

§ 39 RAG bestimmt, daß Rechtsanwälte ihre Tätigkeit in eigener 
Praxis, in einer Bürogemeinschaft, in einer Sozietät oder als bei 
einem anderen Rechtsanwalt angestellter Rechtsanwalt ausüben 
können. Damit existiert nur in Deutschland erstmals eine ge­
setzliche Regelung der Ausübung des Anwaltsberufes auch im 
Angestelltenverhältnis. Ebenso verdient festgehalten zu werden.

daß erstmals gesetzlich der Begriff der „Bürogemeinschaft“ er­
wähnt und definiert wird: „Eine Bürogemeinschaft von Rechtsan­
wälten liegt dann vor, wenn Rechtsanwälte ein gemeinsames Büro 
betreiben und entsprechend vertraglicher Abreden auch die Kosten 
für die Führung des Büros angemessen teilen. Die Entgegennahme 
von Aufträgen und die Haftung erfolgt bei Bürogemeinschaften 
nicht gemeinsam“ bestimmt § 39 Abs. 2 RAG.

In Abgrenzung hierzu wird in Abs. 3 die „Sozietät“ definiert, 
die gemeinsame Berufsausübung, Auftragsübemahme, Kostentra­
gung sowie Haftung voraussetzt. Die Gestattung der überörtlichen 
Organisation von Sozietäten nach Abs. 4 war für diejenigen, die 
einer solchen Organisationsmöglichkeit zustimmen, nur von kurzer 
Dauer, da sie mit dem Einigungsvertrag wieder entfiel und auch 
bereits erfolgten Gründungen der Bestandsschutz versagt wurde.12

Hingegen ist die Bildung einer überörtlichen Bürogemeinschaft 
nach wie vor zulässig. Denn die Bestimmung des § 39 Abs. 4 
RAG gilt insoweit nach Maßgabe des Einigungsvertrages fort. 
Folglich sind Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte auch nach 
dem 3.10.1990 berechtigt, überörtliche Bürogemeinschaften zu 
gründen. Aber auch die Bildung überörtlicher Sozietäten ist trotz 
Fortfall der gesetzlichen Grundlage seit dem 3.10.1990 weiterhin 
möglich. Denn nach Maßgabe der Rechtsprechung des BGH13 ist 
die Führung einer überörtlichen Sozietät unter Erfüllung bestimm­
ter Voraussetzungen, auf die hier nicht im einzelnen eingegangen 
werden soll, möglich. Dies ist unsere Auffassung und mag An­
laß zu umfangreichen Überlegungen sein. Wir hoffen, daß die 
intensiv geführte Diskussion in der Anwaltschaft in den alten 
elf Bundesländern bald zu einem Abschluß gebracht wird, weil 
dringender Regelungsbedarf auch hiermit belegt ist.

Verpflichtung zum Abschluß einer Berufshaftpflichtversicherung

§ 52 RAG verpflichtet die Rechtsanwaltschaft, eine Berufshaft­
pflichtversicherung zur Deckung der sich aus ihrer Berufstätigkeit 
ergebenden Haftpflichtgefahren abzuschließen und die Versiche­
rung während der Dauer ihrer Zulassung aufrechtzuerhalten. Die 
Mindestversicherungssumme beträgt 500.000 DM für jeden Versi­
cherungsfall. Nach § 16 Abs. 3 Nr. 8 RAG ist die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft mit Wirkung für die Zukunft zurückzunehmen, 
„wenn der Rechtsanwalt nicht den Abschluß der vorgeschriebe­
nen Berufshaftpflichtversicherung nachweist oder ausgeschieden 
ist und nicht unverzüglich die Fortsetzung oder den Abschluß eines 
neuen Versicherungsvertrages nachweist.“

Wiederum ist also eine Differenzierung in der Berufsausübung 
der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte in den neuen fünf Bun­
desländern einerseits und in den elf alten Bundesländern - ein­
schließlich des Teiles von Berlin, in dem das Grundgesetz bisher 
nicht galt — zu verzeichnen. In den alten elf Bundesländern besteht 
keine gesetzliche Verpflichtung zum Abschluß der Versicherung - 
auch wenn die Anwälte gut beraten sind, dies zu tun. In den neuen 
fünf Bundesländern wurde die Verpflichtung gesetzlich fixiert mit 
der Folge eines nicht unerheblichen Kostenfaktors, obwohl man 
dort gleichzeitig den Anwälten nur gestattet, nach der BRAGO mit 
einem Abschlag von 20 % zu liquidieren.14 Diese recht deutliche 
Schlechterstellung dieser Kolleginnen und Kollegen belegt ein wei­
teres Mal, daß in der neuen Legislaturperiode nach dem 2.12.1990 
Handlungsbedarf i.S. einer Gleichbehandlung aller Rechtsanwäl­
tinnen und Rechtsanwälte auch in der Anwendung der BRAGO 
besteht.

Anwaltsnotariat

§ 2 Abs. 3 RAG hat folgenden Wortlaut:
“Der Rechtsanwalt kann zu gleichzeitiger Amtsausübung als 
Notar bestellt werden, sofern ein Gesetz das vorsieht.“

Bis zur Durchführung der Verwaltungs- und Justizreform im 
Jahre 1952 (insbesondere der VO über die Errichtung und Tätigkeit

10 Einigungsvertrag, Anlage II, Kap. Ill, A, Abschn. I bis III.
11 Vgl. Beschluß des BGH vom 14.5.1990 (NJW 1990, S. 1719 ff.), wonach 

die Rechtsanwaltskammem Fachanwaltsbezeichnungen mangels gesetzlicher 
Grundlage nicht verleihen dürfen.

12 Einigungsvertrag, Anlagen, Kap.Ill, A, Abschn.III, Nr. l,f).
13 BGH, Beschluß vom 18.9.1989 (NJW 1989, S.2890).
14 Einigungsvertrag, Anlage I, Kap. Ill, A, Abschn. III, Nr. 26.


